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Zur Frage der Beurtheilung der Mauthpflichtigkeit 
von Mühlfuhren. 


Joſeph G., Müller in K., hat bei der Bezirkshauptmannſchaft 
in W. M. die Anzeige erſtattet, daß ſeit neuerer Zeit von ihm, wenn 
er das Getreide von den Bürgern in W. M. durch ſeine eigenen 
Bezüge abhole und denſelben wieder das fertige Mehl zuführe, ſowie 
wenn er ſeine Wirthſchaftsfuhren zur Bearbeitung ſeiner im Gebiete der 
Gemeinde W. M. liegenden Felder entſende, bei welcher Gelegenheit er 
den die Gemeinde K. mit W. M. verbindenden B.⸗Fluß paſſiren muß, 
die Brückenmauth in W. M. im Betrage von 6 kr. per Pferd verlangt 
werde. Hiedurch fühlte ſich G. beſchwert und bat für dieſe Fuhren um 
Befreiung von der Zahlung der Mauthgebühr. 

Hierüber hat die Bezirkshauptmannſchaft unterm 3. April 1885, 
3. 3428, entſchieden, daß den Fuhren, mit welchen das Getreide von 
in der Gemeinde W. M. wohnhaften Einwohnern durch den W. Mer 
Mauthſchranken zur Vermahlung in die fragliche Mühle des G. und das 
Mehl nach W. M. zugeführt wird, nach § 4, lit. o des Hofkammer⸗ 
decretes vom 17. Mai 1821, 3. 996, die Mauthfreiheit nicht zukommt, 
weil der fragliche Mauthſchranken nicht im Orte K. beſteht, ſomit kein 
Localſchranken iſt. Dagegen ſeien die beiden anderen Gattungen von 
Fuhren mauthfrei. 

Ueeber den gegen diefe Entſcheidung eingebrachten Recurs des 
Joſeph G. hat die Statthalterei unterm 17. Juli 1885, Z. 14.426, 
im Grunde a) des Gubernial⸗Circulares vom 7. März 1822, Z. 6302, 
b) des § 4, lit. o, Ziffer 3 des Hofkammerdecretes vom 17. Mai 1821, 
e) des Hofkammerdecretes vom 13. Auguſt 1828, 3. 33.360, und 
d) des Decretes der k. k. allgemeinen Hofkammer vom 6. März 1837, 
8. 6591, erkannt, daß die Fuhren, mit welchen Joſeph G. mit feinen 
eigenen Bezügen das Getreide von in W. M. wohnhaften Einwohnern 
zu ſeiner in der Gemeinde K. befindlichen Mühle zum Vermahlen und 
das Mehl von K. nach W. M. zurückführt, bei der Paſſirung des bei 
der B.⸗ Brücke zwiſchen der Gemeinde K. und W. M. befindlichen 
Brückenmauthſchrankens mauthfrei find, weil dieſe Fuhren Wirthſchafts⸗ 
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ſchranken die Mauthfreiheit nicht ſchon an einem anderen Mauthſchranke 
enießt. 

E Aus folgenden Gründen: „Nach der sub a) angeführten Beſtimmung 
haben alle rückſichtlich der Wegmauthen ausgejprochenen Befreiungen und 
Begünſtigungen auch für die Brückenmauth zu gelten. 

Zufolge der sub b) angeführten Beſtimmung find alle Wirth⸗ 
ſchaftsfuhren, welche die Bewohner einer Ortſchaft, wo ein Wegmauth⸗ 
ſchranken aufgeſtellt iſt, mit ihrem eigenen, oder in demſelben Orte 
gemietheten Zugvieh verrichten, oder zum Betriebe ihrer Wirthſchaft, ihres 
Gewerbes dergeſtalt nothwendig haben, daß eigentlich nur das nämliche 
Naturale, oder die nämliche Waare hin⸗ und hergeführt wird, z. B. 
wenn Getreide oder Mehl zur Vermahlung oder Verbackung ꝛc. geführt 
wird, mauthfrei. 

Dieſe in der Beſchränkung für die Bewohner eines Ortes, wo 
ein Mauthſchranken aufgeſtellt iſt, ausgeſprochene Mauthbefreiung für die 
Wirthſchaftsfuhren wurde mit dem sub c) angeführten Hofkammer⸗ 
decrete vom 1. November 1828 an dahin ansgedehnt, daß dieſe 
Befreiung auch für diejenigen Bewohner der nächſten Orte, welche jenſeits 
des Wegmauthſchrankens eigenthümliche oder gepachtete Grundſtücke beſitzen 
und ihrer Bewirthſchaftung wegen bemüſſigt ſind, den Wegmauthſchranken 
des anderen Ortes zu betreten, auf den Fall zu gelten habe, wenn ſie 
für das Viehfuhrwerk und Wirthſchaftsfuhren, im Zuge zu dieſem 
Wegmauthſchranken, die Wegmauthfreiheit nicht ſchon an einem anderen 
Wegmauthſchranken genießen. In Erläuterung dieſes Deeretes hat die 
k. k. allgemeine Hofkammer mit dem sub d) eitirten Decrete zu erlaſſen 
befunden, daß das Hofdecret vom 13. Auguſt 1828, 3. 33.360, auch 
der Wirthſchaftsfuhren, welche in dem Abſatze 3 des § 4, lit. o der 
sub b) citirten Wegmauthdirectiven vorgezeichnet ſind, Erwähnung mache. 

Aus dem Zuſammenhalte dieſer Beſtimmungen folgt nun, daß 
dieſe Fuhren, mit welchen J. G. mit ſeinen eigenen Bezügen das Getreide 
von den Einwohnern in W. M. zu ſeiner Mühle in K. zum Vermahlen 
und das Mehl von K. nach W. M. zurückführt, im Sinne des Hof⸗ 
kanzleidecretes vom 17. Mai 1821 $ 4, lit. o, Ziffer 3 Wirthſchafts⸗ 
fuhren ſind, welchen, da G. für dieſe Fuhren im Zuge zu den bei der 
B.⸗Brücke befindlichen Mauthſchranken die Mauthfreiheit nicht ſchon an 
einem anderen Mauthſchranken genießt, die Mauthfreiheit zukommt.“ 

Ueber den ſeitens des Bezirksſtraßen⸗Ausſchuſſes in W. M. ein⸗ 
gebrachten Miniſterialrecurs erkannte das Miniſterium des Innern mit 
Entſcheidung vom 21. November 1885, Z. 14.476, unter Behebung 
der angefochtenen Entſcheidung, daß dieſen Fuhren die Mauthfreiheit nicht 
zukommt, „weil die Mauthfreiheit für derartige Fuhren nach § 4, o, 3 
des Hofkammerdecretes vom 17. Mai 1821, 3: 996 Pr., Pol. G. S. 
Nr. 74, nur den Bewohnern der Ortſchaft, wo der Wegmauthſchranken 
aufgeſtellt iſt, zukommt, und dieſe locale Beſchränkung mit dem Hof⸗ 
kammerdecrete vom 13. Auguſt 1828, 3. 33.360, Pol. G. S. 
Nr. 81, und vom 6. März 1837, 3. 9591, dann mit dem Finanz⸗ 
miniſterialerlaſſe vom 20. März 1861, Z. 7374, Fin. Min. Vdg. 


ſuhren find und Joſeph G. für dieſelben im Zuge zu dieſem Mauth⸗ Bl. Nr. 15, nur bezüglich der eigentlichen Wirthſchaftsfuh ren 


zu Gunſten der Bewohner der nächſten Orte unter gewiſſen Bedingungen 
aufgehoben wurde, die Mühlfuhren des Joſeph G. aber nicht als 
Wirthſchaftsfuhren betrachtet werden können.“ 


Bei der Eigenartigkeit der über die Mauthbefreiungen geltenden 
Vorſchriften dürfte es von Intereſſe fein, auf die vorſtehend mitgetheilte 
Miniſterialentſcheidung und ihre Motive näher einzugehen. 

Mit dem Finanzminiſterialerlaſſe vom 20. März 1861, 
8. 7374117 (Fin. Min. Vg. Bl. Nr. 15), wurde die durch $ 3, 
Al. 3 des Mauthnormales vom 17. Mai 1821 den eigentlichen Wirth⸗ 
ſchaftsfuhren eingeräumte Mauthfreiheit auch den Beſitzern oder Pächtern 
von außerhalb des Mauthſchrankens befindlichen Gründen für derartige 
Fuhren unter der Vorausſetzung zugeſtanden, daß dieſe Grundſtücke der 
Bewirthſchaftung wegen betreten werden müſſen, und daß die Mauth⸗ 
befreiung nicht ſchon an einem anderen Schranken genoſſen wurde. 


Mit dem Finanzminiſterialerlaſſe vom 21. Februar 1860, 
(Fin. Min. Vdg. Bl. Nr. 11 *), wurde der Begriff von Wirthſchafts⸗ 
und Induſtriefuhren nach dem beſagten Mauthnormale dahin erläutert, 
daß Wirthſchaftsfuhren zum Betriebe einer Wirthſchaft oder eines Ge⸗ 
werbes von den eigentlichen Gewerbs- oder Induſtrialfuhren 
zu unterſcheiden ſind, und daß Fuhren, mit welchen das den Einwohnern 
des Mauthortes eigenthümliche Getreide zum Zwecke des Vermahlens 
durch eigene oder im Mauthorte gemiethete Zugthiere zu einer Mühle 
gebracht wird, um als Mehl wieder an ſie zurückverführt zu werden, 
als Wirthſchaftsfuhren ſchlechtweg, oder als Wirthſchaftsſuhren 
zum Gewerbs betriebe mauthfrei erſcheinen; während derartige Fuhren, 
wenn das Getreide Eigenthum des Müllers iſt, welcher das Mehl als 
Product zum Zwecke des Verkaufes zurückfährt, als mauthpflichtige 
Induſtrialfuhren zu behandeln ſind. 

Analog den mit dem früher erwähnten Finanzzminiſterialerlaſſe 
vom 20. März 1861 den Beſitzern oder Pächtern von außerhalb des 
Mauthſchrankens gelegenen Gründen, jedoch nur für eigentliche Wirth⸗ 
ſchaftsfuhren eingeräumten Begünſtigung, wurde mit dem Finanz⸗ 
miniſterialerlaſſe vom 23. Juni 1860 (Fin. Min. Bog. Bl. 
Nr. 34 ), die gleiche Begünſtigung auch den als Wirthſchaftsfuhren 


) Der Deutlichkeit wegen erſcheint es angezeigt, die im Texte erwähnten Mi⸗ 
niſterialerläſſe in ihrem Wortlaute wiederzugeben. Der Finanzminiſterialerlaß vom 
20. März 1861 (Fin. Min. Vdg. Bl Nr. 15) lautet: „Da man wahrgenommen 
hat, daß die mit dem Hofkammerdeerete vom 6. Juli 1830, 3. 18.699/1237, 
erfloſſene Erläuterung des in dem Hofkammerdecrete vom 13. Auguſt 1828, 
3. 33 360, vorkommenden Ausdruckes „Bewohner der nächſten Orte“ nicht in 
allen Kronländern, in welchen das Mauthnormale vom 17. Mai 1821 in Wirk⸗ 
ſamkeit ſteht, den Mauthpächtern bekannt gemacht worden iſt, ſo wird zur Nach⸗ 
achtung erinnert, daß die den Fuhren zum Feldbau und den eigentlichen Wirth⸗ 
ſchaftsfuhren eines Ortes, wo ein Mauthſchranken aufgeſtellt iſt, an dieſem 
Schranken zugeſtandene Mauthbefreiung auch allen auswärtigen Bewohnern, ohne 
Rückſicht auf die Entfernung, beim Eintritte der ſonſtigen geſetzlichen Bedingungen 
zuſteht, welche jenſeits des Mauthſchrankens eigenthümliche oder gepachtete 
Grundſtücke beſitzen und ihrer Bewirthſchaftung wegen bemüſſigt ſind, den Mauth⸗ 
ſchranken des anderen Ortes zu betreten. Dieſe Befreiung hat aber nur dann 
ſtatt, wenn für das bezügliche Vieh oder Fuhrwerk im Zuge zu dieſem Mauth⸗ 
ſchranken die Mauthbefreiung nicht ſchon an einem anderen Schranken ge⸗ 
noſſen wird.“ 


kek) Derſelbe lautet: „Weiſung, inwieferne Mühlfuhren als mauth⸗ 
freie Wirthſchaftsfuhren zum Gewerbsbetriebe anzuſehen ſind.) Aus Anlaß einer 
Beſchwerde wurde bedeutet, daß Wirthſchaftsfuhren zum Betriebe einer Wirthſchaft 
oder eines Gewerbes im Sinne des Hofkammer⸗Präſidialdeeretes vom 17. Mai 
1821, § 3, lit. o, Z. 3, von den eigentlichen Gewerbs⸗, d. i. Induſtrialfuhren 
zu unterſcheiden, und nur erſtere beim Vorhandenſein der in dem bezogenen 
Paragraphen feſtgeſetzten Bedingungen beim Localmauthſchranken mauthfrei zu 
behandeln ſind; daß folglich: a) wenn Getreide als das Eigenthum eines Ein⸗ 
wohners des Mauthortes durch eigene oder im Mauthorte gemiethete Zugthiere 
über den Mauthſchranken in eine zum Mauthorte conjeribirte Mühle zum Ver⸗ 
mahlen und das Mehl als Eigenthum desſelben Einwohners zu deſſen Wirth⸗ 
ſchaftsgebrauche zurückgebracht wird, ohne Unterſchied, ob die im Mauthorte 
gemiethete Fuhrgelegenheit Eigenthum des Müllers oder eines Dritten iſt, ſolche 
Fuhren als Wirthſchaftsfuhren ſchlechtweg, oder als Wirthſchaftsfuhren zum 
Gewerbsbetriebe mauthfrei find, daß dagegen b) wenn der Müller ſich damit 
befaßt, Getreide, deſſen Eigenthümer er iſt, zu vermahlen und das Mehl zu 
verkaufen, jene Fuhren, womit das Getreide in die Mühle und das Mehl zurück⸗ 
gebracht wird, als Induſtrialfuhren der Mauthentrichtung unterliegen.“ 

) Derſelbe lautet: „(Berichtigung eines Druckfehlers und Erläuterung 
der Weiſung vom 21. Februar d. J., Z. 2440/40, in Betreff der Mauth⸗ 
befreiungen der Mühlfuhren.) In der bezogenen Weiſung, vierte Zeile, ſoll es 
heißen $ 4, ſtatt $ 3. Da übrigens die in dem darauf folgenden Aufſatze a) 


Zeile 2 und 3 vorkommenden Worte „zum Mauthorte conjeribirte" Anlaß zu | 


dem Zweifel gegeben haben, ob die dort erwähnten Mühlfuhren nur dann 
mauthfrei ſind, wenn die Mühle zum Mauthorte conſeribirt iſt, ſo wurde erklärt, 


88 — 
zum Gewerbsbetriebe bezeichneten Mühlfuhren eingeräumt, indem mit 
dieſem Erlaſſe erklärt wurde, daß es zum Eintritte der im Finanz⸗ 
miniſterialerlaſſe vom 20. März 1861 sub a) ausgeſprochenen Mauth⸗ 
freiheit für Mühlfuhren nicht unbedingt erforderlich ſei, daß die Mühle 
zum Mauthorte conſcribirt ſei, ſondern daß es nur darauf ankomme, 
daß die Mühle in ſolcher Nähe gelegen ſei, daß auf dem Wege dahin 
nur ein Mauthſchranken berührt werde. Nach dem Tenor des letzt⸗ 
erwähnten Miniſterialerlaſſes kommt es bei der Beurtheilung der Mauth⸗ 
freiheit der Mühlfuhren ſicherlich auch nicht darauf an, daß in dieſen 
Fällen die Verſührung des Getreides, reſp. des gemahlenen Getreides 
mit eigenen Zugthieren des Grundbefitzers, reſp. mit ſolchen, welche im 
Mauthorte gemiethet ſind, ſtattfinde; denn es kann nicht angenommen 
werden, daß da, wo es, wie bei den gedachten Mauthbeſreiungen, gilt, 
die örtliche Production zu ſchützen, einzig und allein nur die Art der 
Beſpannung für die Beurtheilung ausſchlaggebend zu ſein vermöchte, ob 
eine Fuhre als mauthpflichtig oder mauthfrei zu behandeln iſt, wenn 
die übrigen normativen Kriterien für ihre Mauthfreiheit zutreffen. Und 
es kann keinem Zweifel unterliegen, daß, wenn in der Nähe des Mauth⸗ 
ortes liegende Mühlen hinſichtlich der Mauthfreiheit als zu demſelben 
gehörig angeſehen werden, dieſe Zugehörigkeit ſich conſequenterweiſe auch 
auf die Beſpannung erſtrecken muß, welche Eigenthum des betreffenden 
Müllers iſt. 

Unſeres Erachtens wären daher Fuhren, wie die im oben ent⸗ 
ſchiedenen Falle in Betracht gezogenen, wo von einem Müller das den 
Einwohnern des Nachbarortes eigenthümliche Getreide mit Berührung 
nur eines Mauthſchrankens zur Vermahlung in ſeine nicht zum Mauth⸗ 
orte conſcribirte Mühle gebracht und das Mehl als Eigenthum derſelben 
Einwohner zu ihrem eigenen Gebrauche wieder zurückbefördert wird, 
im Sinne der vorgedachten Miniſterialerläſſe vom 21. Februar 1860 
und vom 23. Juni 1860, wenngleich nicht als eigentliche Wirthſchaſts⸗ 
fuhren, aber doch als Wirthſchaftsfuhren zum Gewerbs betriebe 
zu behandeln und derſelben die Mauthfreiheit zuzuerkennen, und wäre 
es im Intereſſe der Production, welche durch die beſagten ergänzenden 
Miniſterialerläſſe geſchützt werden ſoll, ſehr wünſchenswerth, dieſe Erläſſe 
in der angedeuteten Richtung noch auf eine Weiſe zu präciſiren, welche 
jeden Zweifel in ihrer Anwendbarkeit beſeitigt. 1— 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Incompetenz der politiſchen Behörden zur Ingerenznahme, bezie⸗ 

hungsweiſe zur Entſcheidung im Falle eines Streites wegen Ent⸗ 

ſchädigungsleiſtung für ein von der Gemeinde zur Erweiterung 
des Gemeindeweges occupirtes Privatgrundſtück. 


Unterm 10. December 1883 brachten die Eheleute Anton und 
Maria M., Beſitzer der Wirthſchaft Nr. 20 in N., bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in E. nachſtehende Beſchwerde ein: 

Zu der Wirthſchaft Nr. 20 gehören die Grundſtücke Parc. Nr. 125 
und 126 in N., welche an den von N. nach O. führenden Gemeinde⸗ 
weg Parc. Nr. 803 angrenzen. Vor einigen Wochen habe der Gemeinde⸗ 
vorſteher in N., Adam L., den Beſchwerdeführern die Mittheilung ge⸗ 
macht, daß der erwähnte Gemeindeweg über Auftrag der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft erbreitert werden müſſe und daß die Beſchwerdeführer daher 
bemüſſigt ſein werden, von ihren angrenzenden Feldern Parc. Nr. 125 
und 126 eine entſprechende Fläche zu überlaſſen. Darauf ſei dem Ge⸗ 
meindevorſteher von den Eheleuten M. erwidert worden, daß ſie zur 
Ueberlaſſung eines Stückes Grund gegen angemeſſene Entſchädigung und 
Erſatz der auf der Grundparcelle Nr. 125 befindlichen Saat bereit 
feten. Bald nachher habe der Gemeindevorſteher von dieſen beiden Grund⸗ 
ſtücken einen Theil, und zwar zwei bis drei Furchen weggemeſſen und 
am 13. November 1883 habe er, ohne die Beſchwerdeführer weiter zu 
fragen oder auf ihren Einſpruch zu hören, theils durch ſeine Knechte, 
theils durch zwei Inſaſſen aus N. und deren Knechte von den Feldern 
Parc. Nr. 125 und 126, von welchen das erſtere mit Korn beſäet war, 
Erde weggraben und die ausgehobene Erde auf den Gemeindeweg werfen 


daß es auf dieſen in dem ſpeciell entſchiedenen Falle vorhanden geweſenen 
Umſtand keineswegs, ſondern nur darauf ankommt, daß die Mühle in 
ſolcher Nähe gelegen ſei, daß auf dem Wege dahin nur ein Mauthſchranken 
berührt werde.“ 


laſſen, wodurch zu dieſem Gemeindeweg drei Furchen in der Breite von 
3 bis 4“ vom Grunde der Beſchwerdeführer verwendet wurden und der 
Weg auf dieſer Grundfläche erweitert wurde. Da die Herſtellung und 
Erhaltung der Gemeindewege lediglich der Gemeinde obliegt und auch 
nur dieſe, reſp. ſämmtliche Gemeindemitglieder von den hieraus erwach⸗ 
ſenden Koſten getroffen werden können, wäre es nach Anſicht der Be⸗ 
ſchwerdeführer im gegebenen Falle vorerſt Sache des Gemeindevorſtehers 
geweſen, die Richtigkeit der Entſchädigungsanſprüche der Beſchwerdeführer 
zu prüfen und die denſelben gebührende Entſchädigungsſumme für Grund 
und Saatverluſt feſtzuſtellen, ſowie die Zahlung der Entſchädigung in 
üblicher Weiſe zu garantiren. Da jedoch hiebei die Entſchädigungsfrage 
vom Gemeindeamte in N. nicht einmal in Erwägung gezogen worden 
iſt, verlangten die Eheleute M. im Grunde des § 104 der Gemeinde⸗ 
ordnung ) für den ihnen widerrechtlich zugefügten Schaden von der 
Bezirkshauptmannſchaft Abhilſe und ſtellten die Bitte, die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft möge den in ihrem Einſchreiten dargeſtellten Thatbeſtand 
erheben, ſohin auf Grund desſelben die ihnen für die theilweiſe Ueber⸗ 
laſſung ihrer Grundſtücke Parc. Nr. 125 und 126 zur Erweiterung des 
von N. nach O. führenden Gemeindeweges Parc. Nr. 803, dann den 
Korn⸗ und Saatverluſt auf dem Grundſtücke Parc. Nr. 125 gebührende 
Entſchädigungsſumme unter Zuziehung von Sachverſtändigen feſtſtellen 
und die Leiſtung der Entſchädigung der Gemeinde N. unter gleichzeitiger 
Verhaltung derſelben zum Erſatze der ihnen (den Eheleuten M.) diesfalls 
erwachſenden Vertretungs⸗ und eventuellen Commiſſionskoſten auftragen. 


Die Bezirkshauptmannſchaft in E. hat mit dem Beſcheide vom 
3. Juli 1884, Z. 9626, „die Beſchwerde der Eheleute Anton und 
Maria M., mit welcher dieſelben die Verhaltung der Gemeinde N. zur 
Leiſtung einer Entſchädigung für die theilweiſe Ueberlaſſung ihrer Grund⸗ 
ſtücke Parc. Nr. 125 und 126 zur Erweiterung des von N. nach O. 
führenden Weges anſtrebten, wegen Incompetenz zurückgewieſen, da die 
fragliche Austragung der Erſatzanſprüche lediglich im Civilrechtswege 
ſtattfinden kann. Die Anwendung des § 104 der Gemeindeordnung für 
den vorliegenden Fall könne um ſo weniger platzgreifen, als es ſich hier 
um eine Angelegenheit handelt, deren Durchführung im eigenen Wirkungs⸗ 
kreiſe der Gemeinde liegt und für welche eventuell der Inſtanzenzug der 
autonomen Behörden maßgebend iſt.“ 

Gegen dieſen Beſcheid recurrirten die Eheleute M. an die Statt⸗ 
halterei und führten an, daß fie in ihrer Beſchwerde in erſter Linie 
um Erhebung des Thatbeſtandes der von der Gemeinde N. vorgenom⸗ 
menen Grundenteignung und erſt in zweiter Linie um Feſtſtellung der⸗ 
betreffenden Entſchädigungsanſprüche angeſucht haben. Sowohl in erſter 
wie in zweiter Linie ſei nach den beſtehenden Vorſchriften, insbeſondere 
nach den Hofkanzleidecreten vom 2. Mai 1818, Pol. Geſetzſammlung 
Band 46, Seite 149, dann vom 31. December 1841 und 2. April 
1842, endlich nach der Minifterialverordnung vom 7. October 1858, 
R. G. Bl. Nr. 179, zunächſt die politiſche Behörde berufen, im admi⸗ 
niſtrativen Wege die nothwendigen Einleitungen und Verfügungen rück⸗ 
ſichtlich der Expropriation und Grundentſchädigung zu treffen. 

Die Statthalterei ſetzte ſich mit dem Landesausſchuſſe in's Ein⸗ 
vernehmen und entſchied hienach mit dem Erlaſſe vom 11. September 
1886, 3. 70.286, folgendermaßen: 

„Aus den gepflogenen Erhebungen geht hervor, daß der Gemeinde⸗ 
vorſteher in N. die zur Erbreiterung des Gemeindeweges von den 
Grundparcellen Nr. 125 und 126 erforderlichen Grundflächen am 
13. November 1883 in der That occupirt hat, beziehungsweiſe um⸗ 
graben ließ, ohne mit den Eheleuten M. wegen der Entſchädigung eine 
Vereinbarung getroffen zu haben, indem er hiebei von der Vorausſetzung 
ausging, daß die fraglichen Grundſtücke ſchon urſprünglich zu dem Wege 
gehörten und nur von den Beſitzern der vorgenannten Parcellen ohne 
rechtlichen Grund occupirt worden ſeien. 

Aber ſelbſt, wenn dies der Fall iſt, war der Gemeindevorſteher 
nicht berechtigt, die gedachten, im thatſächlichen Beſitze der Eheleute M. 
befindlichen Grundflächen ohneweiters als Gemeindegut zu occupiren, 
ſondern es wäre Sache desſelben geweſen, entweder im ordentlichen 
Rechtswege das Eigenthum dieſer Grundflächen für die Gemeinde in 
Anſpruch zu nehmen, oder aber die Austragung der Frage, ob die in 
Rede ſtehenden Grundflächen ein öffentliches Gut ſeien, im vorgeſchrie⸗ 
benen autonomen Inſtanzenzuge zu bewirken. 


. — — ——— — ——— — — — — — 


9 Die Eitate aus der Gemeindeordnung beziehen fich auf die Gemeinde⸗ 
ordnung für Böhmen. 
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Es involvirt demnach der Vorgang des Gemeindevorſtehers eine 
Ueberſchreitung der für denſelben aus der Beſtimmung der Gemeinde⸗ 
ordnung $ 28 ad 3 und 8 59 fich ergebenden Befugniſſe, ſowie eine 
Geſetzwidrigkeit und wird daher der angefochtene Beſcheid der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft vom 3. Juli 1884, 3. 9626, behoben, ſowie die 
diesfällige in dem oben geſchilderten Vorgange beſtehende Verfügung des 
Gemeindevorſtehers im Grunde des 8 103 der Gemeindeordnung außer 
Kraft geſetzt.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte der Gemeindevorſteher Adam L. 
in N. in Vertretung der Gemeinde den Miniſterialrecurs ein, worin im 
Weſentlichen geltend gemacht wurde, der Gemeindevorſteher habe die 
Gemeindeinſaſſen von den Verfügungen rückſichtlich der Herſtellung des 
Gemeindeweges ſtets entſprechend verſtändigt, dies werde von den Ehe⸗ 
leuten M. in ihrer Beſchwerde ſelbſt zugeſtanden, indem ſie angaben, 
daß die Gemeinde mit ihnen wegen Ueberlaſſung eines Grundtheiles für 
den herzuſtellenden Weg in Verhandlung getreten ſei, und daß ſie zu 
der Grundüberlaſſung gegen Entſchädigung bereit waren. Es könne 
daher von einer Eigenmächtigkeit des Gemeindevorſtehers nicht die Rede 
ſein. Hier handle es ſich offenbar um ſtreitige Privatrechtsfragen und 
es wäre Sache der Eheleute M. geweſen, wenn ſie glaubten, daß durch 
die Erbreiterung des Weges ſeitens der Gemeinde ein Eingriff in ihr 
Eigenthums⸗ und Beſitzrecht an den Parcellen Nr. 125 und 126 geſchah, 
gegen die Gemeinde die Eigenthumsanerkennungs⸗, reſp. Beſitzſtörungs⸗ 
klage einzubringen. Die politiſche Behörde ſei zur Entſcheidung des Falles 
incompetent. Die Statthalterei ſei aber auch mit ihrer Entſcheidung über 
das Begehren der Eheleute M. hinausgegaugen; dieſelben geſtehen näm⸗ 
lich in ihrer Beſchwerde ſelbſt zu, daß ſie die zur Erbreiterung des 
Gemeindeweges erforderlichen Theile der Grundparcellen Nr. 125 und 
126 überlaſſen haben, alſo gegen die Verwendung dieſer Grundtheile 
zum Wegbaue nichts einwenden kounten und begehrten nur die Feſt⸗ 
ſtellung ihrer Entſchädigungsanſprüche. Zu der von der Statthalterei 
erfolgten Behebung aller Verfügungen des Gemeindeamtes rückſichtlich 
der Grundſtücke Parc. Nr. 125 und 126 fehlte daher jeder Anlaß. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat diesfalls unterm 6. Fe⸗ 
bruar 1887, 8. 23.404 v. J. 1886, nachſtehend entſchieden: 

„Nach Inhalt der mit dem Berichte vom 24. December 1886, 
3. 105.113, vorgelegten Acten haben die Eheleute Anton und Maria M., 
Beſitzer der Realität Nr. 20 in N., mit dem Einſchreiten vom 10. De⸗ 
cember 1883 bei der Bezirkshauptmannſchaft in E. nicht auf Grund 
des § 103, ſondern des 8 104 der Gemeindeordnung um die Veran⸗ 
laſſung erſucht, daß die Gemeinde N. zur Leiſtung einer entſprechend 
feſtzuſtellenden Entſchädigung für die Ueberlaſſung der von dem Gemeinde⸗ 
vorſtande in N. zur Erweiterung des Gemeindeweges von N. nach O. 
verwendeten Theile der zur Realität Nr. 20 in N. gehörigen Grund⸗ 
ſtücke Parc. Nr. 125 und 126 ſammt Anbau verhalten werde. 

Die Bezirkshauptmannſchaſt wies dieſes Einſchreiten mit Beſcheid 
vom 3. Juli 1884, Z. 9626, wegen Incompetenz der politiſchen Be⸗ 
hörde unter gleichzeitiger Verweiſung des Entſchädigungsanſpruches der 
Eheleute M. auf den Civilrechtsweg zurück. 

Dieſer Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft wurde von der Statt⸗ 
halterei mit der Entſcheidung vom 11. September 1886, 3. 70.286, 
aufgehoben und die Verfügung des Gemeindevorſtandes in N., mit 
welcher die erwähnten Theile der Grundparcellen Nr. 125 und 126 
zur Erbreiterung des Gemeindeweges verwendet worden ſind, ohne daß 
wegen der Entſchädigung mit den Eheleuten M. eine Vereinbarung 
getroffen worden wäre, im Grunde des § 103 der Gemeindeordnung, 
welcher nur über Beſchwerde der Partei in Anwendung gebracht werden 
kann, außer Kraft geſetzt. 

Das Miniſterium des Innern findet dem gegen die Entſcheidung 
der Statthalterei von dem Gemeindevorſteher in N., Adam L., in Ver⸗ 
tretung der Gemeinde eingebrachten Recurſe Folge zu geben und unter 
Behebung der angefochtenen Statthaltereientſcheidung den Beſcheid der 
erſten Inſtanz vom 3. Juli 1884, 3. 9626, inſofern mit demſelben 
die Incompetenz der Bezirkshauptmannſchaft zu einer Verfügung über 
das Einſchreiten der Eheleute M. vom 10. December 1883 ausge⸗ 
ſprochen wurde, wieder in Kraft zu ſetzen, weil der von den genannten 
Eheleuten angeruſene $ 104 der Gemeindeordnung auf den vorliegenden 
Fall keine Anwendung findet und auch jede andere geſetzliche Grundlage 
zu einer Amtshandlung der politiſchen Behörde mangelt.“ r. 


Gelege und Beroränungen. 
1886. II. Semeſter. 


Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 


XLVII. Stück. Ausgeg. am 30. September. — 145. Verordnung des 
Handelsminiſteriums vom 22. September 1886, betreffend die Beſtellgebühren 
für in Wien zahlbare Poſtanweiſungsbeträge. — 146. Verordnung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 22. September 1886, betreffend die Uniform der im Dienſte 
befindlichen Zollbeamten. 

XLVIU. Stück. Ausgeg. am 9. November. — 147. Kundmachung der 
Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 1. October 1886, betreffend die 
Errichtung einer Zollamtsexpoſitur am Elbeufer in Auſſig. — 148. Kundmachung 
des Finanzminiſteriums vom 8. October 1886, betreffend die Errichtung eines 
Anſagepoſtens am Pruthfluſſe in Nowoſielitza für das k. k. Nebenzollamt 
daſelbſt. — 149. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 17. October 1886, 
betreffend die Reſtringirung der Thätigkeit der hauptzollamtlichen Expofitur im 
Frachtenbahnhofe der k. k. priv. Südbahn zu Matzleinsdorf bei Wien. — 150. 
Verordnung des Finanzminiſteriums vom 24. October 1886, betreffend die Ver⸗ 
wendung der Schlempedämpfer in den der Productbeſteuerung unterliegenden 
Branntweinbrennereien. — 151. Kundmachung des Geſammtminiſteriums vom 
8. November 1886, womit der Beſchluß des Reichsrathes über die kaiſerliche 
Verordnung vom 19. September 1886 (R. G. Bl. Nr. 144), betreffend die 
Unzuläſſigkeit der Pfändung von Fahrbetriebsmitteln fremder Eiſenbahnen, be⸗ 
kannt gegeben wird. 

XLIX. Stück. Ausgeg. am 23. November. — 152. Kundmachung des 
Finanzminiſteriums vom 15. October 1886, betreffend die Ermächtigung des 
k. k. Nebenzollamtes zu Iſola zur zollfreien Abfertigung von alten gebrauchten 
ſignirten Fäſſern. — 153. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 23. Octo⸗ 
ber 1886, betreffend das Verbot der Einfuhr von Münzen ähnlichen Spielmarken. 
— 154. Conceſſionsurkunde vom 25. October 1886 für die Localbahn von Rohr 
nach Bad Hall. — 155. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 29. Octo⸗ 
ber 1886, betreffend die Ermächtigung des bosniſch⸗hercegoviniſchen Nebenzoll⸗ 
amtes II. Claſſe in Uvac zur Austrittsbehandlung von Zucker. 156. Kund⸗ 
machung des Finanzminiſteriums vom 29. October 1886, betreffend die Zoll⸗ 
behandlung des Kampferöles. — 157. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 
5. November 1886, betreffend die Ermächtigung des Nebenzollamtes I. Claſſe 
im Bahnhofe zu Obergraslitz zur Austrittsbehandlung von Bier und gebrannten 
geiſtigen Flüfſigkeiten, dann von Durchfuhrwaaren ohne Beſchränkung. — 158. 
Geſetz vom 9. November 1886, betreffend die Forterhebung der Steuern und 
Abgaben, dann die Beſtreitung des Staatsaufwandes in der Zeit vom 1. Jänner 
bis Ende März 1887. — 159. Verordnung des Handelsminiſters im Einvernehmen 
mit dem Miniſterium des Innern vom 10. November 1886, betreffend die 
Bezeichnung des Gewerbes der Roh⸗ (oder Grob⸗) Schmiede, dann des Gewerbes 
der Graveure als handwerksmäßige Gewerbe. — 160. Geſetz vom 11. Novem⸗ 
ber 1886, womit die Beſtimmung des Anhanges zur Reichsrathswahlordnung 
in Betreff der Wahlbezirke in Böhmen, b) Städte, Z. 3, abgeändert wird. — 
161. Geſetz vom 12. November 1886, womit die Beſtimmungen des Anhanges 
zur Reichsrathswahlordnung in Betreff der Wahlbezirke in Galizien: d) Land⸗ 
gemeinden, Z. 6, abgeändert werden. — 162. Geſetz vom 12. November 1886, 
wodurch das Grundgeſetz über die Reichsvertretung vom 21. December 1867, 
(R. G. Bl. Nr. 141), beziehungsweiſe das Geſetz vom 2. April 1873 (R. G. Bl. 
Nr. 40), dann die Beſtimmungen des Anhanges zur Reichsrathswahlordnung 
(Geſetz vom 2. April 1873, R. G. Bl. Nr. 44) in Betreff der Wahlbezirke in 
Oeſterreich unter der Enns, b) Städte und d) Landgemeinden, abgeändert 
werden. 

L. Stück. Ausgeg. am 1. December. — 163. Conceſſionsurkunde vom 
5. November 1886 für die Localbahn von Zäsmuk nach Groß⸗Beevär mit einer 
Schleppbahn zur Zuckerfabrik in Becvar. — 164. Geſetz vom 14. November 1886, 
mit welchem die Beſtimmung des 8 2 des Geſetzes vom 15. April 1873 (R. G. Bl. 
Nr. 52) in Bezug auf die Einrichtung der Statthaltereien in Prag und Lemberg 
abgeändert wird. 

LI. Stück. Ausgeg,. am 1. December. — 165. Kaiſerliches Patent vom 
28. November 1886, betreffend die Einberufung der Landtage von Böhmen, 
Dalmatien, Galizien und Lodomerien mit Krakau, Oeſterreich unter und ob der 
Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain, Bukowina, Mähren, Schlefien, 
Tirol, Vorarlberg, Iſtrien, Görz und Gradiska, dann des Landtages von Trieſt 
mit ſeinem Gebiete. 
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LI. Stück. Ausgeg. am 5. December. — 166. Convention ddo. London 
18. März 1885, betreffend die von den Großmächten zu übernehmende Garantie 
für die egyptiſche Anleihe von 9 Millionen L. St. 

LIII. Stück. Ausgeg am 10. December. — 167. Geſetz vom 17. Novem⸗ 
ber 1886, womit die Aushebung der zur Erhaltung des ſtehenden Heeres 
(Kriegsmarine) und der Erſatzreſerve erforderlichen Rekruten⸗Contingente im Jahre 
1887 bewilligt wird. — 168. Kundmachung der Miniſterien der Finanzen und 
des Handels vom 21. November 1886, betreffend die Errichtung einer Expoſitur 
des Zollamtes Metkovic am Bahnhofe dortſelbſt. — 169. Kundmachung des 
Finanzminiſteriums vom 22. November 1886, betreffend die Ermächtigung des 
k. k. Nebenzollamtes I. Claſſe zu Ebersdorf zur Austrittsbehandlung von Bier. 
— 170. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 10. December 1886, betreffend 
die Bemeſſung der Giltigkeitsdauer von Frachtbegünſtigungen auf Eiſenbahnen. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den beim k. und k. Generalconſulate in New⸗Jork 
verwendeten Honorarconſul Hugo Fritſch zum effectiven Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe bei der Landesregierung in Czernowitz 
Anton Pawkowski den Titel und Charakter eines Oberbaurathes taxfrei 
verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Hohenſtadt Otto 
Ratzky anläßlich defien Penſionirung den Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction in Gmunden Oberforſtmeiſter Ludwig Dimitz den Titel eines Ober⸗ 
forſtrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Honorarkanzler des k. und k. Generalconſulates 
in Hongkong Richard Schönberger anläßlich deſſen Enthebung von ſeinen 
bisherigen Functionen die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Der Finanzminiſter hat den Zahlmeiſter des Landeszahlamtes in Laibach 
Lorenz Skofic zum Director der Finanz⸗Landescaſſe in Innsbruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Steuer⸗Ober⸗ 
inſpectors ausgezeichneten Steuerinſpector Bernhard Schaffel und den Steuer⸗ 
inſpector Guſtav Knötgen zu Steuer⸗Oberinſpectoren in proviſoriſcher Eigen⸗ 
ſchaft bei der Finanz⸗Landesdirection in Graz ernannt. 


Erledigungen. 


Officialsſtelle, eventuell Bezirksſecretärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe 
oder Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der ſchleſiſchen Landesregierung, 
bis 12. Juni. (Amtsbl. Nr. 115.) 


Neuigkeit 
der Manz’schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


H a n d bu ch 


österreichischen directen Steuern 
in systematischer Darstellung 
Von 
Gustav Freiberger, 
k. k. Steuerinspector. 
446 u. XIV Seiten gr. 8. Preis 3 fl. 60 kr., gebunden in leinen 
4 fl. 20 Kr., gebunden in Halbfranz 4 fl. 40 kr. 


Das Buch machte es sich zur Aufgabe, die Ergebnisse der österr. 
Gesetzgebung und der einschlägigen Materialien auf dem Gebiete der 
directen Steuern zu einem einheitlichen Gesammtbilde zu vereinigen 
und dabei sowohl die steuerrechtliche als auch die steuertechnische 
Seite des Gegenstandes im Sinne strenger Systematik zur Darstellung 
zu bringen. 

Zunächst für den Finanzpolitiker und den Beamten im Steuer- 
dienste bestimmt, dürften die lehrreichen Ausführungen des Buches, 
bei ungemein klarer und verständlicher Sprache, auch den Verwaltungs- 
beamten, den Advocaten und Gemeindevertreter, jeden Volkswirth, 
sowie überhaupt den gebildeten Laien ganz besonders interessiren und 
das Studium desselben für die weitesten Kreise empfehlenswerth machen. 


PET 


Zu beziehen durch obigen Verlag und vorräthig in allen Buch- 
handlungen. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 51 bis Schluß der Erkenntniſſe 1886. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


